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Lfd. Träger öffentlicher Belange und Einwender Schreiben Träger öffentlicher Belange und Einwender Schreiben 
Nr. mit Anregungen vom mit Stellungnahme ohne Anregungen vom 

     

1 Landkreis Rotenburg (Wümme) 24.01.2025   
2 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 12.12.2024   
3 LGLN - Kampfmittelbeseitigungsdienst 11.12.2024   
4 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 02.01.2025   
5 NLStbV – Geschäftsbereich Verden 22.01.2025   
6 Deutsche Telekom Technik GmbH 10.12.2024   
7 EWE NETZ GmbH 16.12.2024   
8 Kreisverbandes der Wasser- und Bodenverbände - Wümme 13.12.2024   
9 Wasserversorgungsverband Rotenburg-Land 08.01.2025   

10 TenneT TSO GmbH 17.12.2024   
11 Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade 20.01.2025   
     

12   Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Cuxhaven 11.12.2024 
13   Vodafone Deutschland GmbH 21.01.2025 
14   Avacon Netz GmbH 13.12.2024 
15   Industrie- und Handelskammer Elbe-Weser 18.12.2023 
     

16 Einwender Öffentlichkeit 1 19.01.2025   
17 Einwender Öffentlichkeit 2  19.01.2025   
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1 Landkreis Rotenburg (Wümme) (24.01.2025) 
 
Von der geplanten Aufstellung des Bebauungsplanes habe ich 
als Träger öffentlicher Belange Kenntnis genommen. Ich nehme 
dazu gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wie folgt Stellung: 
 
Regionalplanerische Stellungnahme: 
 
Aus Sicht der Regionalplanung bestehen keine Bedenken. Das 
RROP 2020 weist Brockel als Standort für die Schwerpunktaufgabe 
Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten aus (RROP 2.1 02). 
Eine dem Bedarf angepasste Entwicklung von Wohnraum ent-
spricht somit den Zielen der Raumordnung. 
 
Ich begrüße die Entwicklung des Wohngebietes in mehreren Bau-
abschnitten und weise darauf hin, dass im Sinne des nachhaltigen 
Umgangs mit dem Schutzgut Boden erst bestehende Baugebiete 
auszuschöpfen sind und Möglichkeiten der Innenentwicklung regel-
mäßig – spätestens vor Inanspruchnahme des jeweils nächsten 
Bauabschnittes - zu prüfen sind, da Innenentwicklungsmaßnahmen 
immer Vorrang vor der Inanspruchnahme bisher unbebauter Flä-
chen haben (RROP 2.1 05). Aus regionalplanerischer Sicht werden 
im Hinblick auf den demografischen Wandel und der sich entspre-
chend verändernden Bevölkerungsstruktur ebenfalls die Möglich-
keit zur Entwicklung kleinerer Wohneinheiten befürwortet (LROP 
1.1 03). 
 

Stellungnahme zu Nr. 1 
 
 
 
 
 
Regionalplanerische Stellungnahme: 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen. 
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 Stellungnahme Untere Wasserbehörde 
 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen Bedenken. Gem. Be-
gründung soll das anfallende Niederschlagswasser im Plangebiet 
versickert werden. Hierzu ist die Versickerungsfähigkeit des Bodens 
nachzuweisen. Es ist aufzuführen, an welcher Stelle und in welcher 
Art und Weise die Versickerung des anfallenden Niederschlagswas-
sers erfolgen soll. 
 
Hinweise auf Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen liegen 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht vor.  
 
 
  

Wasserrechtliche Stellungnahme 
 
Inzwischen liegt ein entsprechendes Gutachten vor, welches die Ver-
sickerungsfähigkeit bestätigt. Die Begründung wird um entspre-
chende Erläuterungen ergänzt. 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise auf Altlasten 
oder schädliche Bodenveränderungen vorliegen. 
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 Naturschutzfachliche Stellungnahme 
Im aktuellen Verfahrensstand möchte ich aus naturschutzfachlicher 
Sicht auf folgende Punkte hinweisen:  
 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes in dem geplanten Be-
reich bestehen aus naturschutzfachlicher Sicht keine generellen Be-
denken. 
Ich begrüße die Absicht das recht große Plangebiet abschnittsweise 
in Anspruch zu nehmen. 
 
Es freut mich, dass die Gemeinde den Baumbestand an der Straße 
erhalten möchte, ich bitte darum diese Absicht dann auch in die 
Planzeichnung zu übernehmen, andernfalls gelten die Bäume als 
überplant und sind bei der Eingriffsberechnung mit zu bilanzieren. 
Da an der Straße Baumaßnahmen anstehen werden ist es außer-
dem ratsam eine textliche Festsetzung zum Schutz der Bäume zu 
verfassen. Z.B. so: Bei den Hoch- und Tiefbaumaßnahmen sind 
Stamm, Krone und Wurzelbereich nach den Vorgaben der DIN 
18920 und der R SBB (2023) zu sichern 
 
 

Naturschutzfachliche Stellungnahme 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine generellen Bedenken 
bestehen. 
 
 
 
 
Die Planung wurde aufgrund von Änderungen in der Erschließungs-
planung noch einmal grundlegend geändert. Der erwähnte Baumbe-
stand befindet sich nicht mehr im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes. Die Erschließung des Baugebiets ist nun weiter westlich der 
B 71 vorgesehen. Mit der neuen Erschließungsplanung sind im Ein-
mündungsbereich vier Einzelbäume, der Baumarten Ahorn und Bu-
che betroffen. Der Verlust der Bäume wird in die Eingriffsregelung 
gestellt. Die vorhandenen Bäume in der Straßenverkehrsfläche, auf 
dem Flurstück 98 werden zu erhalten festgesetzt. Eine entspre-
chende textliche Festsetzung wird ergänzt. 
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 Der Einschätzung auf Seite 23 der Begründung, dass es durch die 
Bebauung kein erheblicher Eingriff in das Schutzgut Landschafts-
bild zu erwarten ist, kann so nicht gefolgt werden. Es ist zwar richtig, 
dass es sich um einen Lückenschluss handelt. Das Baugebiet im 
Norden ist jedoch ebenfalls durch eine 5 m breite Pflanzzone nach 
Westen zur freien Landschaft eingegrünt. Daran schließt sich nun 
das neue Baugebiet nach Süden über eine Länge von 177 m an, 
welches von Westen durchaus störend wahrnehmbar sein wird. Da 
beabsichtigt ist das Plangebiet in Zukunft noch zu erweitern, wäre 
es durchaus möglich und sinnvoll die Eingrünung an die dann be-
absichtigte Erweiterungsgrenze zu legen. 
 
 
 
 
 
 
Ich bitte darum die externen Kompensationsmaßnahmen im Vor-
wege mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 
 

Die Anregung wird dahingehend berücksichtigt, dass mit der Planung 
und Aufstellung des B-Planes erhebliche Beeinträchtigungen auf das 
Schutzgut Landschaft zu erwarten sind. Eine Eingrünung nach Wes-
ten wird nicht gefolgt. Das Plangebiet wird von der Bundesstraße und 
von den anliegenden landwirtschaftlichen Flächen erlebbar sein. Aus 
der sonstigen freien Landschaft wird das Waldgebiet „Der vorderste 
Kamp“ und die Gehölzbestände entlang der B 71 und „Bösen-
kampweg“ zu einer deutlichen Sichtminderung beitragen. Außerdem 
ist mittelfristig eine Erweiterung des Baugebietes nach Westen vor-
gesehen, sodass eine zwischenzeitliche Anpflanzung wieder über-
plant wird. Zum anderen werden die vorgesehenen Anpflanzungen 
pro Baugrundstück und die zukünftigen Hausgärten zu einer Durch-
grünung des Plangebietes beitragen und dementsprechend eingriffs-
mindernd wirken. Weiterhin werden die Beeinträchtigungen durch die 
örtliche Bauvorschrift mit der Farbgebung von Dachflächen deutlich 
gemindert. 
 
Die Anregung wird berücksichtigt und erforderliche Kompensations-
maßnahmen mit der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. 
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 Stellungnahme UDSchB 
 
Im Geltungs- und Wirkungsbereich des Bebauungsplans existieren 
im Landkreis Rotenburg (Wümme) derzeit keine nach § 4 des Nie-
dersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) in das Ver-
zeichnis der Kulturdenkmale des Landes Niedersachsen eingetra-
gene Baudenkmale, die gemäß § 3 Abs. 2 und 3 NDSchG unter 
Schutz gestellt sind. Dies bedeutet aber nicht, dass damit grund-
sätzlich keine baulichen Anlagen mit Denkmaleigenschaften vor-
handen seien könnten (§ 5 Abs. 1 NDSchG). Die Anwendbarkeit der 
Schutzvorschriften des NDSchG ist nicht von der Eintragung eines 
Kulturdenkmals in das Verzeichnis der Kulturdenkmale abhängig. 
 
Die nächstgelegenen Baudenkmale, die Windmühle „Annemarie“ 
und Heilig-Kreuz-Kirche samt Kirchhof in Brockel, befinden sich 
rund 560 m und 870 m entfernt. Aufgrund der räumlichen Distanz, 
der sichtverstellenden Elementen in der Ortschaft und der Festset-
zungen des Bebauungsplans (Art und Maß der der baulichen Nut-
zung, Bauweise) ist eine Beeinträchtigung der Baudenkmale nicht 
zu erwarten. 
 
Aus diesen Gründen stehen Belange des Denkmalschutzes den 
Vorgaben des Bebauungsplans nicht entgegen. Aus denkmalrecht-
licher Sicht bestehen keine Bedenke gegen den Bebauungsplan. 
 

 
 
Aufgrund der großen räumlichen Entfernung des Plangebietes zu 
den nächstgelegenen Baudenkmalen stehen Belange des Denkmal-
schutzes den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht entgegen. 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus denkmalrechtlicher Sicht 
keine Bedenken gegen den Bebauungsplan bestehen. 
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 Stellungnahme Kreisarchäologie 
 
Keine Bedenken. 
 
Stellungnahme Abfallwirtschaftsbetrieb 
 
Das Plangebiet wird über die Straße „Pastorenkamp“ erschlossen. 
Für die innere verkehrliche Erschließung des geplanten Gebietes ist 
eine Ringstraße vorgesehen.  
Die Stichwege werden von den Müllfahrzeugen nicht angefahren. 
Sollte es Grundstücke geben, die nur über die Stichwege erschlos-
sen werden, ist für diese rückwärtig gelegenen Grundstücke an der 
Planstraße eine ausreichend große Stellfläche so zu planen und 
auszuweisen, dass diese nicht zugeparkt werden kann. Eine Abfall-
sammelstelle muss für Abfälle jeglicher Art (auch Sperrmüll) ausge-
legt sein. Die Fläche ist für eine ausreichende Anzahl einzelner Ab-
fallbehälter (in der Anzahl der Wohneinheiten) einer Abfallfraktion 
erforderlich. 
Sofern alle geplanten Grundstücke über die Planstraße erschlossen 
werden, gibt es aus Sicht des Abfallwirtschaftsbetriebes keine 
grundsätzlichen Bedenken. 
 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Alle vorgesehenen Baugrundstücke liegen an der öffentlichen Ver-
kehrsfläche, so dass rückwärtig gelegene Grundstücke nicht entste-
hen werden bzw. sind von der Haupterschließungsstraße erreichbar. 
Ansonsten betreffen die Hinweise des Abfallwirtschaftsbetriebs die 
Durchführung des Bebauungsplanes und sind hier zur Kenntnis zu 
nehmen. 
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 Stellungnahme vorbeugender Immissionsschutz 
 
Seitens des Immissionsschutzes wird darauf hingewiesen, dass 
sich entgegen der Begründung südlich des Plangebiets Landwirt-
schaft befindet. Für eine rechtssichere Planung ist diese zu berück-
sichtigen und abzuwägen. Die Beauftragung einer Untersuchung 
wird empfohlen.  
Wie es bereits in der Begründung zum B-Plan steht sind Maßnah-
men aus der schalltechnischen Untersuchung in die Planung und 
Aufstellung des B-Plans einzubeziehen. 
 

Stellungnahme vorbeugender Immissionsschutz 
 
Der anliegende Landwirt hat für seinen Betrieb ein Gutachten vorlie-
gen, welches der Gemeinde zur Einsicht vorlag. Im Ergebnis werden 
die Orientierungswerte nach den Planungen des Betriebs in allen Be-
reichen des Geltungsbereiches eingehalten. Der genehmigte Altbe-
stand kann an die heutigen Maßstäbe der eizuhaltenden fachlichen 
Praxis nicht mehr angewendet werden, sodass sich durch bauliche 
Maßnahmen das potenzielle Konfliktfeld zwischen Tierhaltung und 
gesunden Wohnverhältnissen lösen lässt. Eine weitergehende Be-
trachtung ist dahingehend nicht erforderlich.  
Zudem befinden sich in näherer Umgebung weitere Wohngebäude, 
die im Vergleich zwar einen etwas geringeren Schutzanspruch ha-
ben, jedoch auch im Hinblick auf Erweiterungsabsichten des Betriebs 
bereits derzeit schon berücksichtigt werden müssen. Dahingehend 
können die Emissionen keine unzuträglichen Emissionen auf das 
Plangebiet verursachen. Ein gewisses Maß an Immissionen in den 
Dörfern im ländlichen Raum ist ortsüblich und hinzunehmen. Weiter-
hin sehen die Darstellungen des Flächennutzungsplanes bereits eine 
Wohn- und gemischte Bauflächen vor. Somit müssen seitens der Ge-
meinde keine weiteren Maßnahmen getroffen werden.  
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 Bauaufsichtliche Stellungnahme  

 

zu Ziff. 4 (Nebenanlagen und Garagen) der Textlichen Festset-
zungen: 

Nach der Formulierung gilt der Passus nicht für offene Stellplätze. 
Demnach können Stellplätze außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche errichtet werden. Ist dies vor dem Hintergrund der Aus-
führungen in der Begründung zum B-Plan bedacht? Wenn es städ-
tebauliches Ziel ist, die vorderen Grundstücksbereiche von Bebau-
ung freizuhalten und ggf. zu begrünen, kann es jedoch zu einem 
Problem kommen, wenn ein Bauherr/Grundstückseigentümer den 
Stellplatz später mit einem verfahrensfreien Carport überbauen 
möchte. Erfahrungsgemäß wird in einem solchen Fall der Bebau-
ungsplan nicht mehr beachtet und es entstehen baurechtswidrige 
Zustände. Hier sollte zur Klarstellung aufgenommen werden, dass 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche allenfalls nur of-
fene, nicht überdachte/überbaute Stellplätze zulässig sind. 

 

In der Begründung zum B-Plan wird unter dem Kapitel zu Nebenan-
lagen und Garagen auf einen festgesetzten Gewässerrandstreifen 
(öffentliche Grünfläche) verwiesen, der sich jedoch nicht in der Plan-
zeichnung finden lässt. 

 

zum Maß der baulichen Nutzung: 

In einem Teilbereich des WA 1 soll eine II-geschossige Bauweise 
zugelassen werden. Hier könnte die unter Ziff. 2.2 der ÖBV festge-
setzte Traufhöhe zur Verwirklichung hinderlich sein. Ggf. sollte hier 
eine zulässige Gesamthöhe festgesetzt werden. 

Stellungnahme Bauaufsicht 
 
 
 
 
Die Anregung wird berücksichtigt und die textliche Festsetzung er-
gänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der angesprochene Gewässerrandstreifen verläuft im nordöstlichen 
Teil des allgemeinen Wohngebietes parallel zum „Großen Moorgra-
ben“ und wird innerhalb der Fläche für Versorgungsanlagen festge-
setzt (s. auch Stellungnahme zu Nr. 8). Die Planzeichnung wird ent-
sprechend ergänzt. 
 
Der Anregung wird berücksichtigt. Im WA 2 wird die Höhe der bauli-
chen Anlagen durch 2 Vollgeschosse und eine maximale Traufhöhe 
von 6,50 m festgelegt.  
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 Da im MI-Gebiet die unter Ziff. 2.2 der ÖBV festgesetzte Traufhöhe 
nicht gilt und auch keine Geschossigkeit festgesetzt ist, sind hier 
auch optisch wirkend mehrgeschossige Gebäude möglich. Ist das 
so gewollt? 

 

zu Ziff. 1.1 der ÖBV: 

Ziff. 1.1 regelt nur die Dachneigung im WA-Gebiet. Soll die Dach-
neigung im MI-Gebiet frei wählbar sein und ist daher bewusst nicht 
aufgeführt? 

 

Zur Klarstellung sollte bei den Ausnahmen auch die Terrassenüber-
dachung aufgenommen werden. 

 

zu Ziff. 1 der ÖBV: 

Wurde im Aufstellungsprozess des B-Planes über die Zulassung 
von Gründächern nachgedacht? Die im Entwurf getroffenen Fest-
setzungen und Regelungen lassen keine Gründächer zu. 

 

Im MI soll analog zum WA 2 eine Traufhöhe von 6,50 m eingehalten 
werden. Somit bleibt auch im MI ein einheitliches Ortsbild bestehen. 
 
 
 
 
Die Dachneigung gilt auch für das MI. Die Örtliche Bauvorschrift wird 
dahingehend angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gründächer sollen im Plangebiet zugelassen werden. Die Anregung 
wird berücksichtigt. 
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 Stellungnahme vorbeugender Brandschutz 
Löschwasser: 
 
Aus brandschutztechnischer Sicht muss für das Mischgebiet eine 
Löschwassermenge von mind. 96 m³/h über 2 Stunden vorhanden 
sein, im Allgemeinen Wohngebiet ist eine Löschwassermenge 
von mind. 48 m³/h über 2 Stunden erforderlich. Die erforderliche 
Löschwassermenge kann ggfs. nicht durch die zentrale Trinkwas-
serversorgung sichergestellt werden. Hier ist frühzeitig eine umfas-
sende Planung unter Einbeziehung der zentralen Trinkwasserver-
sorgung, möglicher Löschwasserbrunnen, Teiche oder Löschwas-
serbehälter erforderlich. Bei der weiteren Ausführungsplanung ist 
die örtliche Feuerwehr einzubeziehen. 
Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, die auch 
der Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 m 
nicht übersteigen. Größere Abstände von Hydranten bedürfen der 
Kompensation durch andere geeignete Löschwasserentnahmestel-
len. 
Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brand-
bekämpfung und zur Rettung von Personen muss in einer Entfer-
nung von 75 m Lauflinie bis zum Zugang des Grundstücks von der 
öffentlichen Verkehrsfläche aus sichergestellt sein. 
 
Weitere interne Stellungnahme liegen derzeit nicht vor. 
 
 

Stellungnahme vorbeugender Brandschutz 
 
 
Die Löschwasserversorgung betrifft die Durchführung des Bebau-
ungsplanes und ist zu gegebener Zeit mit dem Wasserversorgungs-
verband und der örtlichen Feuerwehr abzustimmen.  
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung zu Nr. 1 
 
Die Anregungen des Landkreises Rotenburg (Wümme) sind, wie in 
der Stellungnahme beschrieben, bereits berücksichtigt, zu berück-
sichtigen, gegebener Zeit zu berücksichtigen und zur Kenntnis zu 
nehmen. Die Begründung ist zu ergänzen. 
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2 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 
 (12.12.2024) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir 
zum o.g. Vorhaben folgende Hinweise: 
 
Hinweise 
 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, ver-
weisen wir für Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhält-
nissen am Standort auf den NIBIS® Kartenserver. Die Hinweise 
zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine ge-
otechnische Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. 
einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundun-
gen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Be-
richts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit 
der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 
 
Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträ-
gen für Sie relevant sind, beachten Sie bitte unser Schreiben vom 
04.03.2024 (unser Zeichen: LID.4-L67214-07-2024-0001). 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir 
keine weiteren Hinweise oder Anregungen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte ge-
genüber den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und voraus-
schauend berücksichtigen zu können. Die Stellungnahme wurde auf 

Stellungnahme zu Nr. 2 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden an dieser Stelle zur Kenntnis 
genommen. Sie betreffen die Ebene der Ausführungsplanung, die 
kommunale Bauleitplanung bleibt davon unberührt. Gemäß den öf-
fentlich zugänglichen Informationen im NIBIS® Kartenserver liegen 
für das Plangebiet keine Salzabbaugerechtigkeiten oder Erdölaltver-
träge vor. 
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Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Daten-
grundlage ist weder als parzellenscharf zu interpretieren noch er-
hebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt 
nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erfor-
derliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objekt-
bezogene Untersuchungen. 

 

Beschlussempfehlung zu Nr. 2 
 
Die Anregungen des LBEG sind, wie in der Stellungnahme beschrie-
ben, zu gegebener Zeit zu berücksichtigen 
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3 LGLN-Kampfmittelbeseitigungsdienst (11.12.2024) 

Sie haben den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) Nieder-
sachsen beim Landesamt für Geoinformation und Landesver-
messung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - 
Hannover als Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Baugesetz-
buch (BauGB) oder im Rahmen einer anderen Planung um Stel-
lungnahme gebeten. Diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 

Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet des Landes Nie-
dersachsen vollständig durch Kampfhandlungen betroffen. In der 
Folge können heute noch nicht detonierte Kampfmittel, z.B. Bom-
ben, Minen, Granaten oder sonstige Munition im Boden verblie-
ben sein. Daher sollte vor geplanten Bodeneingriffen grundsätz-
lich eine Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich der Kampfmittelbe-
lastung durchgeführt werden.  

Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der Gefahren ist eine 
historische Erkundung, bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Er-
mittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausge-
wertet werden (Kriegsluftbildauswertung). Eine weitere Möglich-
keit bietet die Sondierung durch eine gewerbliche Kampfmittel-
räumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehrbehörde (in der 
Regel die Gemeinde) sollte sich vor Bodeneingriffen über die vor 
Ort geltenden Vorgaben informiert werden. Bei konkreten Bau-
maßnahmen berät der KBD zudem über geeignete Vorgehens-
weisen. 

 
 

Stellungnahme zu Nr. 3 
 
Die Gemeinde hat einen Antrag auf Kampfmittelauswertung für den 
Bereich des Plangebietes gestellt. Das Antwortschreiben liegt vor. 
Ein Handlungsbedarf für das Gebiet besteht nicht. Die Stellung-
nahme wurde berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung zu Nr. 3 
 
Die Anregungen des LGLN Kampfmitteldienst sind, wie in der Stel-
lungnahme beschrieben, zu berücksichtigen. 
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 Hinweis:  
Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD beauftragt werden. 
Die Auswertung ist gem. § 6 Niedersächsisches Umweltinformati-
onsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches 
Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch für Behörden kosten-
pflichtig. 
Eine Kriegsluftbildauswertung ist im Rahmen dieser Stellungnahme 
nicht vorgesehen und aus personellen Gründen nicht möglich, da 
prioritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. Ein Auszug aus 
dem Kampfmittelinformationssystem ist ebenfalls nicht mehr vorge-
sehen. Der KBD informiert die zuständigen Gefahrenabwehrbehör-
den unmittelbar über Ergebnisse durchgeführter Auswertungen. Da-
bei erkannte Kampfmittelbelastungen sind den Gefahrenabwehrbe-
hörden daher bereits bekannt. 
Sofern eine kostenpflichtige Kriegsluftbildauswertung durchgeführt 
werden soll, bitte ich um entsprechende schriftliche Auftragsertei-
lung unter Verwendung des Antragsformulars und der Rahmenbe-
dingungen, die Sie über folgenden Link abrufen können: 
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informatio-
nen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html 
 

 

https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html
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4 Landwirtschaftskammer Niedersachsen              (02.01.2025) 
 

Nach Durchsicht der Planunterlagen nehmen wir aus Sicht des Trä-
gers öffentlicher Belange „Landwirtschaft“ im Folgenden Stellung.  
Zunächst teilen wir Ihnen mit, dass unsererseits keine besonderen 
Anforderungen im Hinblick auf den erforderlichen Untersuchungs-
aufwand und den Detaillierungsgrad der Umweltverträglichkeits- 
prüfung bestehen.  
Die Gemeinde Brockel beabsichtigt, mit der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, 
um eine weitere Wohnbauentwicklung bzw. auf Teilflächen eine ge-
mischt gewerbliche Nutzung zu ermöglichen.  
Das Plangebiet umfasst eine Größe von rd. 7,20 ha. und ist derzeit 
als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen und wird landwirt-
schaftlich als Ackerland genutzt. Durch die Planungen werden land-
wirtschaftlich genutzte Flächen in Anspruch genommen und unwie-
derbringlich der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen.  
Grundsätzlich wird seitens der Landwirtschaft jeder Entzug von 
landwirtschaftlich genutzter Fläche für eine außerlandwirtschaftli-
che Nutzung kritisch gesehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Flä-
chen entsprechend dem aktuellen Flächennutzungsplan derzeit als 
Flächen für die Landwirtschaft ausgewiesen sind. Vor diesem Hin-
tergrund besteht aus allgemeiner Iandwirtschaftlicher Sicht ein be-
sonderer Anspruch an die Planung zur abwägungsbeachtlichen Be-
rücksichtigung der bauplanungsrechtlichen Bodenschutzklausel so-
wie der Umwidmungssperrklausel (51a (2) BauGB).  
In Bereichen mit landwirtschaftlich geprägtem Gebietscharakter 
werden zeitweilig landwirtschaftliche Emissionen einwirken. 
Wir begrüßen daher den Hinweis, dass ortsüblich auftretende land-
wirtschaftliche Immissionen (z. B. durch Gülleausbringung, Silage-
lagerung und Transport, Pflanzenschutzmittelapplikationen), die im 

Stellungnahme zu Nr. 4 
 
Ziel der Planung der Gemeinde ist es die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für eine weitere Wohnbauentwicklung zu schaffen. 
 Südlich von Brockel befindet sich die wertvollen Niederungs- und 
Auenbereiche von Wiedau und Trochelbach. Im Osten der Ortslage 
befindet sich ein großräumiger Suchraum für Plaggeneschvorkom-
men. Plaggenesch gilt als kulturhistorisch wertvoller und somit erhal-
tenswerter Boden. Insofern konzentrieren sich Bereiche für eine 
mögliche Siedlungserweiterung am westlichen Rand Brockels. Hin-
sichtlich der naturräumlichen Gegebenheiten sind die infrage kom-
menden Flächen ähnlich zu bewerten. Es handelt sich in allen Fällen 
um landwirtschaftlich bewirtschaftete Flächen. 
Die vorgesehene Entwicklung führt die Neubaustrukturen im Nord-
westen Brockels Richtung Süden fort und ergänzt den Siedlungszu-
sammenhang sinnvoll. Die Erschließung und Anbindung der Flächen 
an den bestehenden Siedlungszusammenhang sind somit gewähr-
leistet. Die Gemeinde Brockel favorisiert daher diese Fläche. Sie ist 
verfügbar und zudem im Eigentum der Gemeinde, so dass diese spä-
ter auch eine Vermarktung aktiv steuern kann. Besser für eine wohn-
bauliche Entwicklung geeignete Fläche stehen derzeit in Brockel 
nicht zur Verfügung. Insofern werden bisher landwirtschaftliche Flä-
chen in Anspruch genommen und der Wohnbauentwicklung hier Vor-
rang eingeräumt. Die Erreichbarkeit angrenzender Nutzflächen bleibt 
gewährleistet. 
 
Die Hinweise zu den Kompensationsflächen werden bei der Suche 
nach geeigneten Kompensationsmaßnahmen geprüft und nach Mög-
lichkeit berücksichtigt. Aufgrund der Größe des Plangebietes ergibt 
sich jedoch ein relativ hoher Ausgleichsbedarf, der ohne die Inan-
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Rahmen der ordnungsgemäßen Landbewirtschaftung von den an-
grenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen und Betrieben ausge-
hen können, mit Hinweis auf das gegenseitige Rücksichtnahmege-
bot, zu tolerieren sind. Dies gilt ebenso für Geräuschimmissionen 
im Rahmen der Bewirtschaftung der Betriebsstätten und den bewirt-
schafteten Flächen.  
Außerdem möchten wir darauf hinweisen, dass angrenzende land-
wirtschaftliche Nutzflächen und Betriebe in ihrer Wirtschaftsführung 
nicht beeinträchtigt werden dürfen. Es ist vor allem darauf zu ach-
ten, dass die Erreichbarkeit und Nutzbarkeit angrenzender landwirt-
schaftlicher Flächen gewährleistet bleibt. 
 
Für den gesamten Planungsbereich gehen wir davon aus, dass die 
notwendigen Ausgleichs- und Kompensationsflächen im Sinne des 
Gebotes zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden bereitge-
stellt werden, um so den Flächenverlust für die Landwirtschaft zu 
minimieren. Dies bezüglich weisen wir auch auf § 1a (3) BauGB hin, 
dass im Sinne des § 15 (3) BNatSchG Rücksicht auf agrarstruktu-
relle Belange bei der Planung von Kompensationsmaßnahmen ge-
nommen werden soll. Wir bitten Sie im Rahmen der Kompensati-
onsplanung eine außerlandwirtschaftliche Flächeninanspruch-
nahme vorzuziehen und dabei die Umsetzbarkeil folgender Maß-
nahmen zu prüfen: 
• Entsiegelung von Wegen in öffentlichem Eigentum 
• ökoIogischer Waldumbau 
• Anpflanzungen auf öffentlichen Flächen 
• Maßnahmen durch linienhafte Landschaftselemente 
• Maßnahmen an Gewässern 

spruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen nicht kompensiert 
werden kann.  
 
Beschlussempfehlung zu Nr. 4 
 
Die Anregungen der Landwirtschaftskammer Niedersachsen sind be-
reits berücksichtigt, zur Kenntnis zu nehmen und zu gegebener Zeit 
zu berücksichtigen. 
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5 NLStbV – Geschäftsbereich Verden              (22.01.2025) 
 
von der Aufstellung des o. g. Bebauungsplanes habe ich Kenntnis 
genommen. 
 
Nach mehreren Rücksprachen im Hause sowie in Bezug auf den 
Besprechungsvermerk zum Vorgespräch am 06.03.2024 sowie Ih-
rem Schreiben "Zusätzliche Erläuterungen" vom 21.01.2025 beste-
hen vorerst gegen das o. g. Planvorhaben weitere Bedenken. Sämt-
liche noch fehlende "Informationen" sowie Unterlagen sollten im 
Rahmen eines Besprechungstermins zwischen allen Beteiligten ein-
vernehmlich abgestimmt werden. Diese Abstimmung hätte schon im 
Vorfeld in Bezug auf die lfd. Nummer 1 des v. g. Besprechungster-
mines stattfinden sollen, so dass über die vorliegenden Bauleitpla-
nung mit der in Aussicht gestellten Anbindung des Plangebietes im 
Zuge der freien Strecke der Bundesstraße 71 entschieden werden 
kann. 
 
Erst nach Abstimmung und Vorlage der ggf. noch erforderlichen Un-
terlagen werden wir in Bezug auf die verkehrliche Erschließung so-
wie auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs im Zuge der B 
71 eine erneute Beurteilung vornehmen sowie eine weitere Stel-
lungnahme abgeben können. 
 
 
Die Terminfindung zur erforderlichen Abstimmung kann zeitnah 
über meine Kollegin Frau Baumgarth unter den Ihnen bekannten 
Kontaktdaten erfolgen. 
 
 

Stellungnahme zu Nr. 5: 
 
 
 
 
Inzwischen hat die Abstimmung stattgefunden. Durch die Verlage-
rung der Zufahrt nach Westen, an einen bereits bestehenden Wirt-
schaftsweg, der ausgebaut werden kann, kann der Erschließung von 
der Bundesstraße B 71 aus zugestimmt werden. Die zu berücksich-
tigenden Punkte werden im nächsten Verfahrensschritt den Unterla-
gen beigefügt. 
 
 
 
Beschlussempfehlung zu Nr. 5 
 
Die Anregungen des NLStbV sind, wie in der Stellungnahme be-
schrieben, zu berücksichtigen.  
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 Die gemäß § 9 Abs. 7 FStrG erforderliche Mitwirkung der Nieder-

sächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr -GB Ver-
den- als Baulastträger der Bundesstraße 71 an der Aufstellung des 
Planvorhabens muss ausreichend erfolgen, da dem Planvorhaben 
im Rahmen der weiteren Bauleitplanung sonst nicht zugestimmt 
werden kann.  
 
Die eingereichten Unterlagen habe ich digital zu meinen Akten ge-
nommen. 
 
Anlagen 
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6 Deutsche Telekom Technik GmbH                       (10.12.2024) 
 
Zu der o.g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes so-
wie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnah-
men der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und 
Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der 
Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie möglich, mindes-
tens 4 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 
 
Vor der tatsächlichen Durchführung eines Ausbaus des Gebietes 
wird von uns eine Prüfung bezüglich einer Ausbauentscheidung ver-
anlasst. Erst nach Abschluss der Prüfung können wir eine Aussage 
treffen, ob wir dort ausbauen und mit welchem Medium. 
 
Bei Planänderungen bitten wir uns erneut zu beteiligen. 
 

Stellungnahme und Beschlussempfehlung zu Nr. 6 
 
Die Hinweise der Deutschen Telekom Technik GmbH betreffen die 
Durchführung des Bebauungsplanes und sind zu gegebener Zeit zu 
berücksichtigen bzw. zur Kenntnis zu nehmen. 
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7 EWE Netz GmbH                                            (16.12.2024) 
 
Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öffentli-
cher Belange. 
 
Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden 
sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ 
GmbH. Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) 
und Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen we-
der beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet 
werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anlagen 
durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beeinträchtigt 
werden. 
Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung 
unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstel-
lung der Anlagen an einem anderen Ort (Versetzung) oder anderer 
Betriebsarbeiten ergeben, gelten dafür die gesetzlichen Vorgaben 
und die anerkannten Regeln der Technik. 
Für die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plan- oder 
Baugebietes mit Versorgungsleitungen und Anlagen durch EWE 
NETZ planen Sie bitte einen Versorgungsstreifen bzw. -korridore für 
z.B. Telekommunikationslinien und Elektrizitätsleitungen gemäß 
DIN 1998 von mindestens 1,6 m mit ein. Weiterhin sind für die 
Stromversorgung von Baugebieten o. Ä. zusätzlich die Installation 
von Trafostationen in möglichst zentraler Lage erforderlich. Für den 
immer weiter steigenden Leistungsbedarf (z.B. durch Elektromobili-
tät, Wärmepumpen und Erzeugungsanlagen) benötigt die EWE 
NETZ GmbH pro angefangene 50 Wohneinheiten jeweils einen wei-
teren Stationsplatz. Für die Auswahl der geeigneten Stationsplätze 
(ca. 7m x 7m) möchten wir Sie bitten, unsere regionale Planungs-

Stellungnahme und Beschlussempfehlung zu Nr. 7 
 
Die Anregungen der EWE Netz GmbH werden zur Kenntnis genom-
men. Sie betreffen die Durchführung der Planung und sind in diesem 
Rahmen zu berücksichtigen. 
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abteilung frühzeitig mit einzubinden. 
Bitte informieren Sie uns zudem, wenn ein wärmetechnisches Ver-
sorgungskonzept umgesetzt werden soll. 
Die Kosten der Anpassungen bzw. der Betriebsarbeiten sind von 
dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ 
GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die EWE 
NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung vertraglich 
geregelt. 
Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregun-
gen vorzubringen. 
Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen 
und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall der Er-
schließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen durch EWE 
NETZ GmbH, denn hierfür sind beispielsweise Lage und Nutzung 
der Versorgungsleitung und die sich daraus ableitenden wirtschaft-
lichen Bedingungen wesentliche Faktoren. Damit die Planung Ihres 
Baugebietes durch uns erfolgen kann, teilen Sie uns bitte die dafür 
notwendigen Informationen über den folgenden Link mit: 
https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietser-
schliessung 
In der Laufzeit Ihres Verfahrens kann sich unser Leitungs- und An-
lagenbestand ändern. 
Damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage eines veralteten 
Planwerkes kommt, nutzen Sie dafür bitte unsere aktuelle Leitungs- 
und Anlagenauskunft. Auf unserer Internetseite der EWE NETZ 
GmbH können Sie sich jederzeit nach einer erfolgreichen Registrie-
rung auf unserem modernen Planauskunftsportal über die konkrete 
Art und Lage unserer zu berücksichtigenden Anlagen informieren:  
 
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungspla-

https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietserschliessung
https://www.ewe-netz.de/kommunen/service/neubaugebietserschliessung
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
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ene-abrufen 
 
Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpartner 
Katja Mesch unter der folgenden Rufnummer: 0151-74493155. 

   

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
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8 Kreisverband der Wasser- und Bodenverbände im Gebiet der 
Wümme         (13.12.2024) 
 
Der Kreisverband der Wasser- und Bodenverbände im Gebiet der 
Wümme nimmt gegenüber o.g. Vorhaben folgend Stellung:  
Es wird auf die Satzungsbestimmungen des Unterhaltungsverban-
des Mittlere Wümme verwiesen, welche Anlagen jeglicher Art im 
"Räumstreifen" (5 m gemessen ab der Böschungsoberkannte) ver-
bietet. Dieser Vorgabe ist zunächst durch die Lage der Baugrenzen 
Rechnung getragen, allerdings ist darauf zu achten, dass der im 
BPlan befindliche Teil des Flurstückes 231/28 (derzeit im Eigentum 
der Gemeinde Brockel) nicht mit Anlagen (zu welchen auch Ge-
hölze gehören) belegt wird, sodass die Räumfahrzeuge weiterhin 
entlang des Großen Moorgrabens fahren können (bzw. die beste-
henden Anlagen weiterhin umfahren werden können). 
Anlage:  

 
 

Stellungnahme zu Nr. 8 
 
 
In der dargestellten Fläche wird eine Versorgungsfläche festgesetzt, 
da sich hier ein Schmutzwasserpumpwerk befindet. Innerhalb dieser 
wird der angesprochenen Gewässerrandstreifen parallel zum „Gro-
ßen Moorgraben“ wie im angrenzenden rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplan Nr. 15 „Am Scheeßeler Weg“ festgesetzt. Nebenanlagen 
und Gehölze sind hier nicht zulässig. 
 
 
Beschlussempfehlung zu Nr. 8 
 
Die Anregungen des Kreisverbandes der Wasser- und Bodenver-
bände im Gebiet der Wümme sind, wie in der Stellungnahme ge-
schrieben, zu berücksichtigen.  
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9 Wasserversorgungsverband Rotenburg-Land      (08.01.2025) 
 
gegen die o. g. Aufstellung des Bebauungsplanes sind seitens des 
Wasserversorgungsverbandes Rotenburg-Land keine grundsätzli-
chen Einwendungen vorzubringen. Bei der weiteren Planung bitte 
ich den Verband entsprechend mit einzubeziehen, damit die erfor-
derliche Planung und Finanzierung der Trinkwasserversorgung si-
chergestellt werden kann. 
Wir bitten bei der Planung entsprechend DIN 1998 zu berücksichti-
gen, ausreichend Platz für die Unterbringung der verschiedenen Ka-
bel- und Rohrleitungsgewerke im Seitenraum vorzuhalten (vgl. DIN 
1998:2018-07 „Unterbringung von Leitungen und Anlagen in öffent-
lichen Verkehrsflächen - Richtlinie für die Planung“). 
Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass das Trinkwassernetz nur in 
dem Umfang für die Löschwasserversorgung genutzt werden kann, 
wie es die Leistungsfähigkeit des Netzes vor Ort hergibt. Gerne ste-
hen wir für weitere Auskünfte und zum Austausch zur Verfügung. 
 

Stellungnahme zu Nr. 9 
 
Die Hinweise des Wasserversorgungsverbandes betreffen die 
Durchführung des Bebauungsplanes und sind zu gegebener Zeit zu 
berücksichtigen bzw. zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung zu Nr. 9 
 
Die Anregungen des Wasserversorgungsverbandes Rotenburg-
Land sind, wie in der Stellungnahme geschrieben, zu gegebener Zeit 
zu berücksichtigen.  
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10 TenneT TSO GmbH                                   (17.12.2024) 
 
in dem gekennzeichneten Bereich befindet sich die o. a. Versor-
gungsanlage unseres Unternehmens.   
Für unseren geplanten SuedLink gilt:   
Bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 04.12.2024 beteiligen wir 
uns als Vorhabenträger für das Projekt SuedLink hinsichtlich der 
Anfrage „Bebauungsplan Nr. 23 Pastorenkamp“ mit folgender Stel-
lungnahme:  
SuedLink ist ein Netzausbauprojekt, das von den beiden Übertra-
gungsnetzbetreibern TenneT TSO GmbH und TransnetBW GmbH 
umgesetzt wird. Es besteht aus den im Anhang des Bundesbedarf-
splangesetzes (BBPIG) als länderübergreifend gekennzeichneten 
Vorhaben Nr. 3 „Brunsbüttel – Großgartach“ und Nr. 4 „Wilster – 
Bergrheinfeld/West", die parallel geplant und in das Genehmigungs-
verfahren eingebracht werden.  
Das im Dezember 2015 verabschiedete „Gesetz zur Änderung von 
Bestimmungen des Rechts des Energieleitungsbaus“ sieht einen 
allgemeinen Vorrang für Erdkabel beim Bau von neuen Gleich-
stromverbindungen vor. SuedLink wird daher durchgehend als Erd-
kabelvorhaben geplant. 
Für die Genehmigungsverfahren im Rahmen der Bundesfachpla-
nung und der nachfolgenden Planfeststellung durch die Bundes-
netzagentur (BNetzA) wurde SuedLink in fünf Abschnitte (A, B, C, 
D, E) eingeteilt. Der konkrete Gegenstand der Stellungnahme lässt 
sich dem Planfeststellungsabschnitt B 1 (B 75 südlich Gemeinde-
grenze Helvesiek/Scheeßel – Grenze Heidekreis/Region Hannover) 
im Abschnitt B zuordnen.  
Mit der Bundesfachplanungsentscheidung gemäß § 12 Netzaus-
baubeschleunigungsgesetz Übertragungsnetz (NABEG) vom 

Stellungnahme zu Nr. 10 
 
Das Plangebiet liegt am nördlichen Rand des in der Anlage gekenn-
zeichneten Trassenkorridors. Im Korridor liegt sowohl bereits der to-
pographisch markante Verlauf der Bundesstraße B 71 als auch die 
dort vorhandene Bebauung. Die eigentliche Leitung wird zukünftig in 
der freien Landschaft deutlich südlich dieser Bebauung und somit 
auch des Plangebietes verlaufen. Auswirkungen auf die weitere Pla-
nung ergeben sich somit nicht. 
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26.03.2021 wurde von der BNetzA ein 1.000 m breiter Trassenkor-
ridor in dem die Erdkabel verlaufen werden sowie Alternativen für 
den gesamten Planungsabschnitt B festgelegt.  
Die TenneT TSO GmbH hat als der für diesen Abschnitt zuständige 
Vorhabenträger die Anträge auf Planfeststellungsbeschluss nach § 
19 NABEG am 15.04.2021 bei der BNetzA gestellt. Die Festlegung 
des Untersuchungsrahmens nach § 20.3 NABEG durch die BNetzA 
erfolgte am 03.08.2021. Die Pläne sowie Unterlagen gemäß § 21 
NABEG wurden am 31.08.2023 eingereicht. 
Die in der Stellungnahme dargestellte Fläche befindet sich im Land-
kreis Rotenburg, nordwestlich von Hemslingen und nordöstlich von 
Hemsbünde. Ein Teil dieser Fläche liegt innerhalb des von der 
BNetzA festgelegten Trassenkorridors des SuedLink.   
Die Entscheidung über den Trassenverlauf wird von der BNetzA mit 
dem Planfeststellungsbeschluss nach §24 NABEG getroffen. Sollte 
der Trassenverlauf im Planfeststellungsbeschluss gemäß §24 
NABEG so festgelegt werden, wie in den aktuellen Planfeststellung-
unterlagen beantragt, besteht keine Betroffenheit.  
Diese Angaben stellen den aktuellen Wissensstand dar, sie sind 
nicht abschließend und unverbindlich. Weiterhin weisen wir darauf 
hin, dass das Vorhaben SuedLink aufgrund des überwiegenden öf-
fentlichen Interesses bei eventuellen Konflikten mit anderen Planun-
gen grundsätzlich Priorität genießt.  
Wir bitten um Beteiligung am weiteren Verfahren und stellen bei Be-
darf gerne weitere Informationen zur Verfügung. Weitere Informati-
onen finden Sie auch auf unserer Homepage (www.suedlink.ten-
net.eu).  
Darüber hinaus regen wir an – soweit nicht ohnehin bereits erfolgt 
– ebenso die Bundesnetzagentur am Verfahren zu beteiligen.  
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Wir hoffen, Ihnen mit diesen Angaben die benötigte Hilfestellung ge-
geben zu haben und erwarten Ihre konkrete Stellungnahme zum er-
betenen Zeitpunkt. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung zu Nr. 10 
 
Die Anregungen des TenneT TSO GmbH sind, wie in der Stellung-
nahme geschrieben, zur Kenntnis zu nehmen.  
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11 Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade 
(20.01.2025) 
 
zur genannten Bauleitplanung weisen wir auf die in der Handwerks-
rolle eingetragene Autohaus Köster GmbH im Wensebrock 48 in 
27386 Brockel hin, die sich mit ihrem Betriebssitz südlich unmittel-
bar an der Grenze zum Geltungsbereich befindet. Das Plangebiet 
umfasst eine für die Ortslage sehr große unbebaute Außenbe-
reichsfläche zwischen der B 71 und dem Pastorenkamp.  
Das Planziel der Gemeinde Brockel wird in der Begründung aus-
führlich mit der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes (WA) 
nach § 4 BauNVO und einer Wohnbauentwicklung beschrieben (S. 
6 ff.). Hinweise auf den Handwerksbetrieb als bestehendes Ge-
werbe in unmittelbarer Nachbarschaft zum Plangebiet sind in der 
Begründung nicht zu finden. Der typische Kfz-Werkstattbetrieb ver-
ursacht betriebsbedingte Emissionen, die auf den geplanten Gel-
tungsbereich einwirken können.  
Weil die Begründung zum Planentwurf für das südlich geplante 
Mischgebiet (MI) nach § 6 BauNVO entlang der B 71 nicht auf kon-
krete Angaben zur Nachfrage von Gewerbeflächen oder Betrieben 
eingeht, befürchten wir im südlichen Bereich des Geltungsbereiches 
ebenfalls eine wohnbauliche Entwicklung. Dieser mögliche Etiket-
tenschwindel wäre unzulässig. Ein Konzept für das Mischgebiet  
fehlt. Allein aus Gründen des Immissionsschutzes darf das Gebiet 
nicht als Mischgebiet festgesetzt werden (vgl. VGH Bad.-Württ., Urt. 
v. 15.05.2013 - 8 S 313/11; OVG Rheinl.-Pfalz, Urt. v. 21.06.2017 - 
8 C 10068/17.OVG).  
Lediglich an einer Stelle der Begründung wird kurz erwähnt, das ge-
plante Mischgebiet solle für nicht störende Betriebe interessant sein 
(3. Abs. S. 9). Allerdings sind in Mischgebieten (MI) nach § 6 Abs. 

Stellungnahme zu Nr. 10 
 
 
Es ist das Kennzeichen eines Mischgebiets, dass die gemäß § 6 
BauNVO genannten Nutzungen zulässig sind und hier auch angesie-
delt werden sollen. Der Nutzungskatalog ist nicht eingeschränkt wor-
den, um eine Vielfalt von Nutzungen zu erzielen. Ein Mischgebiet 
dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, 
die das Wohnen nicht wesentlich stören. Die Gemeinde als Grund-
stückseigentümer verfolgt das Ziel, diese Nutzungsmischung hier zu 
realisieren. Sie kann dies durch den Verkauf unterschiedlich großer 
Grundstücke steuern, so dass eine zusätzliche horizontale Gliede-
rung nicht erforderlich erscheint. Auf diese Weise kann direkt gegen-
über des Kfz-Betriebes ein Gewerbebetrieb unter den o.g. Bedingun-
gen im Mischgebiet entstehen. 
Der Bereich um das Autohaus ist einem Mischgebietscharakter zu-
zuordnen. Mit der Festsetzung eines Mischgebietes wird dieser Cha-
rakter an der Bundestraße fortgeführt. Somit müssen zukünftig, wie 
an den anliegenden Wohnnutzungen derzeit bereits, die Immissions-
richtwerte für ein Mischgebiet einhalten werden. Natürlich kann in 
dem Mischgebiet auch eine Wohnnutzung entstehen, wobei aber 
auch für diese die ausgewiesene Gebietskategorie maßgebend ist.  
Eine Beeinträchtigung des vorhandenen Kfz-Autohauses ist nicht zu 
befürchten. Die Belange des Autohauses sind somit ausreichend be-
rücksichtigt. 
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1 BauNVO auch Gewerbebetriebe zulässig, die das Wohnen nicht 
„wesentlich" stören. Das Planziel des Plangebers für das Mischge-
biet widerspricht demnach den Zulässigkeitsanforderungen im Nut-
zungskatalog der BauNVO. 
Die Autohaus Köster GmbH darf von der Planung nicht beeinträch-
tigt werden, indem sich im geplanten Mischgebiet ein faktisches 
Wohngebiet entwickelt und sich dadurch Rechtsansprüche der Be-
wohner ergeben, die den Immissionsrichtwerten der TA Lärm für 
Wohngebiete entsprechen. Das könnte zu Nutzungskonflikten zwi-
schen den Bewohnern und den umliegenden Gewerbebetrieben 
führen. Das Gebot der Konfliktbewältigung darf von der Planung 
nicht vernachlässigt werden (vgl. Beschluss des OVG NRW vom 
30.06.03, 10 a B 1028/02.NE).  
Der Plangeber sollte das nach § 6 BauNVO geplante Mischgebiet 
(MI) zur Konfliktvermeidung unbedingt mit Hilfe von § 1 Absätze 5, 
7 und 8 BauNVO horizontal gliedern, damit sich im Geltungsbereich 
auch ein faktisches Mischgebiet entwickelt und gegenüber dem Kfz-
Betrieb eine wohngebietsverträgliche Gewerbenutzung ansiedelt. 
Zur Erörterung unserer Anregungen stehen wir gerne zur Verfü-
gung. Bitte informieren Sie uns über den Planungsstand und teilen 
Sie uns das Abwägungsergebnis mit. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung zu Nr. 11 
 
Die Anregungen der Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-
Stade sind, wie in der Stellungnahme geschrieben, berücksichtigt. 
 

 Stellungnahmen ohne Anregungen  
 

Beschlussempfehlung zu Nr. 12 - 15 
 
Die Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Planung ergeben sich 
hierdurch nicht. 
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16 Einwender Öffentlichkeit 1                       (19.01.2025) 
 
Betreff: Berücksichtigung der Immissionsrechte meines landwirt-
schaftlichen Betriebs und verkehrstechnische Fragestellungen im 
Rahmen der Planungen des Wohnbaugebiets  
Im Zuge der Planungen für das Wohnbaugebiet im Bereich des Be-
bauungsplanes Nr. 23 am westlichen Ortsrand von Brockel möchte 
ich mich als Betreiber eines landwirtschaftlichen Betriebs, der im 
südlichen Teilbereich des Plangebietes gelegen ist, mit dieser Stel-
lungnahme an Sie Wenden.  
1. Immissionsrechte meines Betriebs  
Mein landwirtschaftlicher Betrieb umfasst Flächen und Tierhaltung, 
die auf genehmigungsrechtlicher Grundlage betrieben werden. Vor 
diesem Hintergrund möchte ich auf Folgendes aufmerksam ma-
chen:  
Rechtlicher Schutz landwirtschaftlicher Immissionen: Landwirt-
schaftliche Immissionen, wie z. B. Gerüche oder Lärm, unterliegen 
dem gegenseitigen Rücksichtnahmegebot und sind ortsüblich. Da-
her müssen diese Immissionen von künftigen Nutzern des geplan-
ten Wohngebiets akzeptiert werden. Es ist Aufgabe der Planung, 
dies sicherzustellen, um spätere Nutzungskonflikte zu vermeiden.  
Berücksichtigung bestehender Genehmigungen: Ich bitte die Ge-
meinde Brooke] um eine klare Stellungnahme zu folgenden Fragen:  

- Wie wurden die bestehenden, durch meine Genehmigungen 
abgesicherten Immissionen meines Betriebs in der Bauleit-
planung berücksichtigt?  

- Welche Maßnahmen werden getroffen, um die gegenseitige 
Rücksichtnahme zwischen der geplanten Wohnbebauung 
und meinem Betrieb dauerhaft sicherzustellen‘?  

Stellungnahme zu Nr. 16 
 
Zu 1: 
Im Nachgang der Stellungnahme folgte ein gemeinsames Gespräch. 
Der Einwender hat für seinen Betrieb ein Gutachten vorliegen. Der 
anliegende Landwirt hat für seinen Betrieb ein Gutachten vorliegen, 
welches der Gemeinde zur Einsicht vorlag. Im Ergebnis werden die 
Orientierungswerte nach den Planungen des Betriebs in allen Berei-
chen des Geltungsbereiches eingehalten. Der genehmigte Altbe-
stand kann an die heutigen Maßstäbe der eizuhaltenden fachlichen 
Praxis nicht mehr angewendet werden, sodass sich durch bauliche 
Maßnahmen das potenzielle Konfliktfeld zwischen Tierhaltung und 
gesunden Wohnverhältnissen lösen lässt. Eine weitergehende Be-
trachtung ist dahingehend nicht erforderlich.  
Zudem befinden sich in näherer Umgebung weitere Wohngebäude, 
die im Vergleich zwar einen etwas geringeren Schutzanspruch ha-
ben, jedoch auch im Hinblick auf Erweiterungsabsichten des Betriebs 
bereits derzeit schon berücksichtigt werden müssen. Dahingehend 
können die Emissionen keine unzuträglichen Emissionen auf das 
Plangebiet verursachen. Ein gewisses Maß an Immissionen in den 
Dörfern im ländlichen Raum ist ortsüblich und hinzunehmen. Weiter-
hin sehen die Darstellungen des Flächennutzungsplanes bereits eine 
Wohn- und gemischte Bauflächen vor. Somit müssen seitens der Ge-
meinde keine weiteren Maßnahmen getroffen werden.  
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- Wie wird garantiert, dass der Betrieb meiner landwirtschaft-
lichen Anlagen auch nach der Entwicklung des Wohnbauge-
biets uneingeschränkt möglich bleibt? 

 
2. Verkehrstechnische Fragestellungen  
Mit Blick auf die verkehrliche Anbindung des Wohnbaugebiets 
möchte ich zusätzlich auf folgende Punkte hinweisen:  
Geplante Zufahrt direkt gegenüber meiner betrieblichen Zufahrt:  
Die geplante Erschließung des Neubaugebiets sieht eine Anbin-
dung an die Bundesstraße B 71 vor, die sich unmittelbar gegenüber 
den Zufahrten meines landwirtschaftlichen Betriebs befinden soll.  
Dies birgt potenzielle Gefahren und Konflikte aufgrund des erhöhten 
Verkehrsaufkommens durch das Wohnbaugebiet, insbesondere bei 
Ein- und Ausfahrten von landwirtschaftlichen Fahrzeugen.  
Das Verkehrsaufkommen des Wohnbaugebiets dürfte deutlich hö-
her sein als das meines landwirtschaftlichen Betriebs. Daher stellt 
sich die Frage, warum die direkte Anliegerschaft, einschließlich mei-
nes Betriebs, nicht aktiv in die Planungen einbezogen wurde.  
 
Ungleiche Behandlung im Vergleich zu früheren Genehmigungsver-
fahren: Bei der letzten Baugenehmigung für meinen Betrieb wurde 
ich verpflichtet, im Rahmen des Verkehrskonzeptes die Unterschrif-
ten der Nachbarn einzuholen, um eine einvernehmliche Lösung zu 
erzielen. Ich möchte daher anregen, warum im vorliegenden Ver-
fahren keine entsprechende Beteiligung der Anlieger vorgesehen 
ist, obwohl das Verkehrsaufkommen des geplanten Wohnbauge-
biets deutlich höher ausfallen wird.  
Verkehrsuntersuchung und langfristige Planungen: Die Verkehrsun-
tersuchung bescheinigt der geplanten Einmündung mit Linksabbie-
gespur einen „sehr guten Verkehrsablauf“. Dennoch möchte ich an-

 
 
 
 
Die Zufahrtssituation hat sich mittlerweile verändert und wurde an ei-
nen anderen Punkt verlagert. Dahingehend sind weitergehende Aus-
führungen zu den Ausführungen obsolet. 
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regen, ob die tatsächliche Verkehrsentwicklung im Bereich der Bun-
desstraße B 71 realistisch bewertet wurde, insbesondere im Hin-
blick auf das erhöhte Verkehrsaufkommen durch das Wohnbauge-
biet und mögliche Erweiterungen in den nächsten Jahrzehnten. 
 
3. Forderung nach aktiver Beteiligung der Anlieger  
Angesichts der verkehrstechnischen Auswirkungen auf meinen Be-
trieb sowie möglicher Konflikte durch die Nähe meines landwirt-
schaftlichen Betriebs zum Wohnbaugebiet fordere ich eine stärkere 
Beteiligung der direkten Anlieger am weiteren Planungsprozess. 
Dies würde dazu beitragen, mögliche Nutzungskonflikte frühzeitig 
zu identifizieren und zu lösen.  
Ich möchte abschließend betonen, dass ich die Entwicklung des 
Wohnbaugebiets grundsätzlich nicht ablehne. Es ist jedoch von 
zentraler Bedeutung, dass die Planungen sowohl meine bestehen-
den Rechte als auch die langfristige Funktionsfähigkeit meines Be-
triebs berücksichtigen und eine ausgewogene verkehrstechnische 
Lösung sicherstellen.  
 
Für eine Rückmeldung zu meinen Fragen sowie eine weitere Ein-
bindung in den Planungsprozess bedanke ich mich im Voraus. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung zu Nr. 16 
Die Anregungen der Öffentlichkeit 1 sind, wie in der Stellungnahme 
geschrieben, berücksichtigt, nicht zu berücksichtigen und zur Kennt-
nis zu nehmen. 
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17 Einwender Öffentlichkeit 2                           (19.01.2025) 
 
Wir weisen darauf hin, dass sich unser Kfz-Werkstattbetrieb seit 
1929 an diesem Standort befindet und wir die Sorge haben das es 
durch unseren betriebsbedingten Emissionen Probleme in naher 
Zukunft geben könnte, da es für uns keine eindeutigen Festsetzung 
der Planung gibt  
 
Wir schließen uns der Stellungnahme der Handwerkskammer an 
vom 20.01.2025 
 

Stellungnahme zu Nr. 17 
 
 
Der Kfz-Betrieb liegt außerhalb des Plangebietes, südlich der Bun-
desstraße. Er wurde durch die Festsetzung des Mischgebietes im 
Plangebiet bereits berücksichtigt (s. hierzu auch Stellungnahme zu 
Nr. 11). Die Gemeinde beabsichtigt mit der Planung im Bereich der 
Bundesstraße weitere Gewerbetreibende anzusiedeln, bevor eine 
ausschließliche Wohnnutzung nördlich folgt. Mit der Festsetzung ei-
nes Mischgebietes werden die Belange der umliegenden Betriebe 
berücksichtigt. 
 
 
Beschlussempfehlung zu Nr. 17 
Die Anregungen der Öffentlichkeit 2 sind, wie in der Stellungnahme 
geschrieben, berücksichtigt und zur Kenntnis zu nehmen. 
 

 


